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Entscheidungsdatum

08.08.2017
Norm

B-VG Art.133 Abs4

INVEKOS-GIS-V 2011 84

INVEKOS-GIS-V 2011 §9 Abs2

MOG 2007 §6

MOG 2007 88i

VWGVG §24 Abs4

VWGVG §28 Abs1

VWGVG §28 Abs2

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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. §4 gultig von 28.08.2014 bis 07.05.2015 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 100/2015
§ 4 glltig von 13.10.2011 bis 27.08.2014

N

1. 89 glltig von 27.08.2013 bis 07.05.2015 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 100/2015
2. 89 glltig von 13.10.2011 bis 26.08.2013

VWGVG § 24 heute

VwWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

VwWGVG § 24 gultig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VWGVG § 24 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

E o

1. VWGVG § 28 heute
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2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG § 28 heute
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Spruch
W133 2112398-1/4E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Natascha GRUBER Uber die Beschwerde von XXXX,
gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 30.10.2013, XXXX , betreffend Einheitliche Betriebspramie 2008 zu
Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Natascha GRUBER Uber die Beschwerde von
romisch 40, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 30.10.2013, romisch 40, betreffend Einheitliche
Betriebspramie 2008 zu Recht:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen. B)

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

Der Beschwerdeflihrer stellte am 17.04.2008 einen Mehrfachantrag-Flachen (MFA) fur das Antragsjahr 2008 und
beantragte u. a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fiir das Antragsjahr 2008 fur in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefuhrer ist Auftreiber auf die XXXX,
die XXXX und die XXXX , fur die ebenfalls Mehrfachantrage-Flachen gestellt wurden. Dabei wurde in der Beilage
Flachennutzung fir die XXXX eine Almfutterflache von 369,21 ha, fir die XXXX eine Almfutterflache von 39,85 ha und
fur die XXXX eine Almfutterflache von 18,18 ha angegeben.Der Beschwerdeflihrer stellte am 17.04.2008 einen
Mehrfachantrag-Flachen (MFA) fir das Antragsjahr 2008 und beantragte u. a. die Gewahrung der Einheitlichen
Betriebspramie (EBP) fur das Antragsjahr 2008 fur in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher
konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefuhrer ist Auftreiber auf die rémisch 40, die rémisch 40 und die rémisch 40,
far die ebenfalls Mehrfachantrage-Flachen gestellt wurden. Dabei wurde in der Beilage Flachennutzung fur die rémisch
40 eine Almfutterflache von 369,21 ha, flr die romisch 40 eine Almfutterflache von 39,85 ha und flr die rémisch 40

eine Almfutterflache von 18,18 ha angegeben.

Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 30.12.2008 wurde dem Beschwerdefihrer fir das Antragsjahr 2008
eine EBP in HOhe von EUR 1.309,25 gewahrt, ein Betrag in Hohe von EUR 68,91 (5 %) wurde im Rahmen der Modulation
abgezogen. Dabei wurde eine beantragte Gesamtflache von 16,25 ha (davon anteilige Almfutterflache von 9,06 ha)
zugrunde gelegt, dies bei 17,06 vorhandenen flachenbezogenen Zahlungsanspriichen. Die ermittelte Gesamtflache
und die ermittelte Almfutterflaiche entsprachen den beantragten Flachen. Zur Auszahlung gelangten somit 16,25

flachenbezogene Zahlungsanspruche. Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.

Eine Vor-Ort-Kontrolle der AMA am 28.11.2012 auf der XXXX ergab fur das Antragsjahr 2008 eine tatsachliche
Almfutterflache von 12,75 ha, beantragt waren 18,18 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 5,43 ha.Eine Vor-
Ort-Kontrolle der AMA am 28.11.2012 auf der romisch 40 ergab fir das Antragsjahr 2008 eine tatsachliche
Almfutterflache von 12,75 ha, beantragt waren 18,18 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 5,43 ha.

Eine Vor-Ort-Kontrolle der AMA am 22.07.2013 auf der XXXX ergab fur das Antragsjahr 2008 eine tatsachliche
Almfutterflache von 236,08 ha, beantragt waren 369,21 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 133,13 ha.Eine
Vor-Ort-Kontrolle der AMA am 22.07.2013 auf der rémisch 40 ergab fur das Antragsjahr 2008 eine tatsachliche
Almfutterflache von 236,08 ha, beantragt waren 369,21 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 133,13 ha.
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Mit dem angefochtenen Abanderungsbescheid vom 30.10.2013 wurde dem Beschwerdefuhrer fur das Antragsjahr
2008 eine Betriebspramie in Héhe von nur mehr EUR 1.138,45 gewahrt und eine Rickforderung in Héhe von EUR
170,80 ausgesprochen, ein Betrag in Hohe von EUR 59,92 (5 %) wurde im Rahmen der Modulation abgezogen. Dabei
wurde von einer beantragten Gesamtflache von 16,25 ha (davon beantragte anteilige Almfutterflache 9,06 ha), einer
ermittelten Gesamtflache von 14,13 ha (davon berlcksichtigte anteilige Almfutterflaiche von 6,94 ha) und somit von
14,13 ausbezahlten flachenbezogenen Zahlungsansprichen ausgegangen. Daraus ergibt sich gesamt eine
Differenzflache von 2,12 ha. Begrindend flhrte die belangte Behdrde aus, anlasslich der Vor-Ort-Kontrolle vom
22.07.2013 seien Flachenabweichungen von tber 3 % oder tber 2 ha und bis héchstens 20 % festgestellt worden,
somit hatte der Beihilfebetrag um das Doppelte der Differenzflache gektirzt werden missen. Gemal3 Art. 73 Abs. 6 VO
(EG) Nr. 796/2004 gelte aber fur Sanktionen (im Fall von Flachenabweichungen: Abzug des Doppelten der festgestellten
Differenz oder Abzug von 100 %) eine Verjahrungsfrist von vier Jahren. Hinsichtlich der Richtigstellung auf die
ermittelte Flache gelte gemalR Art. 73 Abs. 5 erster Unterabsatz VO (EG) Nr. 794/2004 eine Frist von zehn Jahren
(gerechnet ab Auszahlung bis zu dem Tag, an dem mitgeteilt worden sei, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt wurde).
Im angefochtenen Bescheid wurde, aufgrund des angenommenen Verstreichens der vierjahrigen Frist, ausdrucklich
keine (zusatzliche) Sanktion in Form einer Kurzung verhangt.Mit dem angefochtenen Abanderungsbescheid vom
30.10.2013 wurde dem Beschwerdeflhrer fir das Antragsjahr 2008 eine Betriebspramie in Hohe von nur mehr EUR
1.138,45 gewadhrt und eine Ruckforderung in Hohe von EUR 170,80 ausgesprochen, ein Betrag in Héhe von EUR 59,92
(5 %) wurde im Rahmen der Modulation abgezogen. Dabei wurde von einer beantragten Gesamtflache von 16,25 ha
(davon beantragte anteilige Almfutterflache 9,06 ha), einer ermittelten Gesamtflache von 14,13 ha (davon
berucksichtigte anteilige Almfutterflaiche von 6,94 ha) und somit von 14,13 ausbezahlten flachenbezogenen
Zahlungsansprichen ausgegangen. Daraus ergibt sich gesamt eine Differenzflache von 2,12 ha. Begrindend fuhrte die
belangte Behorde aus, anlasslich der Vor-Ort-Kontrolle vom 22.07.2013 seien Flachenabweichungen von UGber 3 % oder
Uber 2 ha und bis hochstens 20 % festgestellt worden, somit hatte der Beihilfebetrag um das Doppelte der
Differenzflache gekirzt werden missen. GemaR Artikel 73, Absatz 6, VO (EG) Nr. 796 aus 2004, gelte aber flr
Sanktionen (im Fall von Flachenabweichungen: Abzug des Doppelten der festgestellten Differenz oder Abzug von 100
%) eine Verjahrungsfrist von vier Jahren. Hinsichtlich der Richtigstellung auf die ermittelte Flache gelte gemald Artikel
73, Absatz 5, erster Unterabsatz VO (EG) Nr. 794 aus 2004, eine Frist von zehn Jahren (gerechnet ab Auszahlung bis zu
dem Tag, an dem mitgeteilt worden sei, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt wurde). Im angefochtenen Bescheid
wurde, aufgrund des angenommenen Verstreichens der vierjahrigen Frist, ausdricklich keine (zusatzliche) Sanktion in
Form einer Kirzung verhangt.

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefihrer mit Schreiben vom 15.11.2013 Berufung (nunmehr als
Beschwerde bezeichnet). Darin wird beantragt:

1. 1.Ziffer eins
die ersatzlose Behebung des angefochtenen Bescheides, andernfalls

2. 2.Ziffer 2
die Abanderung des Bescheides in der Weise, dass die Bemessung der Riickzahlung nach Mal3gabe der
Berufungsgrinde erfolgt und jedenfalls keine Kirzungen und Ausschlisse verflgt werden,

3. die Aufschiebung der Riickzahlung bis zur rechtskraftigen Beendigung des Verfahrens,

4. die Vorlage samtlicher Prufberichte der kontrollierten Alm(en) im Rahmen des Parteiengehors,
5. die Durchfihrung eines Augenscheins an Ort und Stelle, und

6. die Erlassung eines Feststellungsbescheides Uber die AlIm-Referenzflache.

Der Beschwerdeflhrer bringt in der Beschwerde im Wesentlichen vor, die beihilfefahige Flache sei vorschriftsmaRig
nach den értlichen Verhaltnissen mit der notwendigen Sorgfalt ermittelt und beantragt worden. Die Vor-Ort-Kontrolle
habe andere Ergebnisse gebracht.

Die Ergebnisse von friheren amtlichen Erhebungen (Vor-Ort-Kontrollen 2003, 2004, 2005 und 2007 auf den Almen, auf
die der Beschwerdeflhrer auftreibt) seien ohne Begrindung im angefochtenen Bescheid nicht bertcksichtigt worden,
es seien die Ergebnisse der letzten Vor-Ort-Kontrollen auf frihere Wirtschaftsjahre ungeprift Gbertragen worden. Die
Behorde habe es unterlassen, die Nichtberiicksichtigung friherer amtlicher Erhebungen zu begriinden und daher
stelle dies einen wesentlichen Begriindungsmangel dar.



Nach Erwdgungsgrund 79 der VO (EG) 1122/2009 seien Ubererkldrungen mit Untererkldrungen zu verrechnenNach
Erwagungsgrund 79 der VO (EG) 1122 aus 2009, seien Ubererkldrungen mit Untererkldrungen zu verrechnen.

Nach § 4 Abs. 3 lit. d der INVEKOS-GIS-V 2011 wirden auch Landschaftselemente mit einer GroRe von weniger als
einem Ar zur Referenzparzelle zahlen, wenn deren Gesamtausmald 6 % der Referenzflache nicht Uberschreite. Bei der
Referenzflachenfeststellung auf der Alm seien Landschaftselemente gemaR der angeflhrten Bestimmung nicht
einberechnet worden. Waren diese Landschaftselemente bertcksichtigt worden, hatte dies zu einem wesentlich
anderen Ergebnis gefihrt.Nach Paragraph 4, Absatz 3, Litera d, der INVEKOS-GIS-V 2011 wuirden auch
Landschaftselemente mit einer GroBe von weniger als einem Ar zur Referenzparzelle zahlen, wenn deren
Gesamtausmall 6 % der Referenzflaiche nicht Uberschreite. Bei der Referenzflachenfeststellung auf der Alm seien
Landschaftselemente gemdall der angefihrten Bestimmung nicht einberechnet worden. Wadren diese
Landschaftselemente bertcksichtigt worden, hatte dies zu einem wesentlich anderen Ergebnis gefuhrt.

Die beihilfenfahige Flache sei nach bestem Wissen und Gewissen und mit der gebotenen Sorgfalt vorschriftsmaRig
nach den ortlichen Verhaltnissen ermittelt und die Feststellungen im Einzelnen fachlich begriindet worden. Sollten sich
die Beantragungen jedoch als falsch erweisen, treffe ihn trotzdem kein Verschulden im Sinne des Art. 73 Abs. 1 der VO
(EG) Nr. 1122/2009 iVm § 9 Abs. 2 INVEKOS-GIS-V 2011. Kirzungen und Ausschlisse seien daher nicht anzuwenden.
Der Beschwerdeflihrer habe auf die Ergebnisse der frUheren amtlichen Erhebungen vertraut, es habe keinen
Anhaltspunkt gegeben, dass die friheren amtlichen Erhebungen fehlerhaft sein kénnten.Die beihilfenfahige Flache sei
nach bestem Wissen und Gewissen und mit der gebotenen Sorgfalt vorschriftsmaRig nach den ortlichen Verhaltnissen
ermittelt und die Feststellungen im Einzelnen fachlich begrindet worden. Sollten sich die Beantragungen jedoch als
falsch erweisen, treffe ihn trotzdem kein Verschulden im Sinne des Artikel 73, Absatz eins, der VO (EG) Nr. 1122 aus
2009, in Verbindung mit Paragraph 9, Absatz 2, INVEKOS-GIS-V 2011. Kurzungen und Ausschlisse seien daher nicht
anzuwenden. Der Beschwerdefihrer habe auf die Ergebnisse der friheren amtlichen Erhebungen vertraut, es habe
keinen Anhaltspunkt gegeben, dass die friiheren amtlichen Erhebungen fehlerhaft sein kénnten.

Gemal} Art. 73 Abs. 4 der VO (EG) 796/2004 fir die Wirtschaftsjahre vor 2010 und Art. 80 Abs. 3 der VO (EG) 1122/2009
ab 2010 bestliinde keine Ruckzahlungsverpflichtung, wenn eine Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen Behorde
zurlckzufUhren sei, den der Betriebsinhaber billigerweise nicht erkennen habe koénnen. Durch die
Nichtberucksichtigung der friheren amtlichen Erhebung und durch die Umstellung des Mess-Systems ab dem
Herbstantrag 2010 bzw. Mehrfachantrag-Flachen 2011 liege ein Irrtum der Behorde vor.Gemal Artikel 73, Absatz 4, der
VO (EG) 796 aus 2004, fur die Wirtschaftsjahre vor 2010 und Artikel 80, Absatz 3, der VO (EG) 1122 aus 2009, ab 2010
bestinde keine Ruckzahlungsverpflichtung, wenn eine Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen Behorde
zurlckzufuhren sei, den der Betriebsinhaber billigerweise nicht erkennen habe koénnen. Durch die
Nichtberucksichtigung der friheren amtlichen Erhebung und durch die Umstellung des Mess-Systems ab dem

Herbstantrag 2010 bzw. Mehrfachantrag-Flachen 2011 liege ein Irrtum der Behorde vor.

Es hatten sich die Messsysteme bzw. die Messgenauigkeit gedndert und damit auch die berechnungsrelevanten
Tatsachen. Die Feststellungen der Behorde zu den Wirtschaftsjahren vor 2010 seien mit unzuverlassigen
Messmethoden erfolgt und ldge auch deswegen ein Irrtum der Behdrde vor. Die Partei kdnne nicht Gber genauere
Messmethoden verflgen als die Behdérde. Der EuGH habe in seiner Entscheidung vom 04.09.2009, Rs T-368/05,
festgestellt, dass das Osterreichische Flachenidentifikationssystem nicht den EU-Vorschriften entspreche. Allein durch
diese Anderung der Messmethoden (z.B. Ermittlung nach Almleitfaden 2000, Digitalisierung 2009-2010) habe sich die
Futterflache geandert, obwohl keine Veranderungen in der Natur stattgefunden hatten.

Die Unrichtigkeit der Flachenangaben des Almbewirtschafters sei nicht erkennbar gewesen. Die ruckwirkend
durchgefihrten Vor-Ort-Kontrollen 2011, 2012 und 2013 seien mithilfe eines gegenuber dem zum Zeitpunkt der
Digitalisierung im Jahr 2008 verfligbaren neueren Luftbildes durchgefiihrt worden, auf dem bestimmte Anderungen
ersichtlich sind, die in der Natur nicht ohne weiteres erkennbar gewesen seien. Aufgrund eines mangelhaften
Luftbildes habe der Almbewirtschafter auch bei Kenntnis der tatsachlichen Verhdltnisse vor Ort die unrichtigen
Flachenangaben nicht erkennen kdnnen. Die Vor-Ort-Kontrolle sei mithilfe einer genaueren Messtechnik durchgefuhrt
worden gegenuber jener, die zum Zeitpunkt der Digitalisierung verflgbar gewesen sei. Verschiedene Gegebenheiten
im Orthofoto seien nicht erkennbar gewesen und der Aimbewirtschafter habe nicht abschatzen kdnnen, dass zwischen
dem Digitalisierungsergebnis und den Verhaltnissen in der Natur signifikante Unterschiede bestehen wirden.



Die Behorde habe bei den VOK vor dem Jahr 2010 die Futterfliche nach dem Almleitfaden beurteilt. Der
Beschwerdefiihrer habe sich bei der Antragstellung an dieser Behdrdenpraxis orientiert. Ab 2010 sei durch die
Einfuhrung des NLN-Faktors die Erhebung der Nicht-Futterflachen genauer erfolgt. Die Behtérde wende den neuen
MaBstab aber auch auf die Jahre vor 2010 an. Ein Verschulden kénne dem Beschwerdefiihrer nicht angelastet werden

und es dirften auch keine Sanktionen verhangt werden.

An einer Uberhoéhten Beantragung von Futterfldchen treffe den Beschwerdefiihrer kein eigenes Verschulden. Die
Antragstellung sei namlich durch den Almbewirtschafter erfolgt und dieser gelte als Verwalter und
Prozessbevollmachtigter des Almauftreibers. Ein allfalliges Verschulden dieses Vertreters kénne jedoch nicht zu einer

Bestrafung des Beschwerdefuhrers durch die Anwendung der Kirzungs- und Ausschlussvorschriften fihren.

Gemald Art. 19 der VO (EG) 796/2004 bzw. Art. 21 der VO (EG) 1122/2009 konne ein Beihilfeantrag nach seiner
Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn die Behorde offensichtliche Irrtimer anerkenne. Ein vom
Almbewirtschafter gestellter Antrag auf rickwirkende Richtigstellung der Almflache fur das Jahr 2008 sei von der
Behdérde ohne ndhere Begrindung unberucksichtigt gelassen worden.GemaR Artikel 19, der VO (EG) 796 aus 2004,
bzw. Artikel 21, der VO (EG) 1122 aus 2009, kénne ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt
werden, wenn die Behodrde offensichtliche Irrtimer anerkenne. Ein vom Almbewirtschafter gestellter Antrag auf
rackwirkende Richtigstellung der Almflache fur das Jahr 2008 sei von der Behdrde ohne nahere Begrindung
unberucksichtigt gelassen worden.

Gemal Art. 73 Abs. 5 der VO (EG) 796/2004 gelte fiir Ruckzahlungsverpflichtungen eine Verjahrungsfrist von 4 Jahren
ab Zahlung der Beihilfe, wenn der Begunstigte im guten Glauben gehandelt habe. Es bestehe fur das gegenstandliche
Antragsjahr keine Ruckzahlungsverpflichtung, da der Beschwerdefihrer in gutem Glauben gehandelt habe.Gemal
Artikel 73, Absatz 5, der VO (EG) 796 aus 2004, gelte fir Ruckzahlungsverpflichtungen eine Verjahrungsfrist von 4
Jahren ab Zahlung der Beihilfe, wenn der Beglnstigte im guten Glauben gehandelt habe. Es bestehe fir das
gegenstandliche Antragsjahr keine Rickzahlungsverpflichtung, da der Beschwerdefthrer in gutem Glauben gehandelt
habe.

Der Beschwerde liegen die Darstellungen der Almbewirtschafter der XXXX, der XXXX und der XXXX zur Vorgangsweise
der Almfutterflachenfeststellung auf den Almen seit dem Jahr 2000 bei.Der Beschwerde liegen die Darstellungen der
Almbewirtschafter der rémisch 40, der romisch 40und der rémisch 40zur Vorgangsweise der
Almfutterflachenfeststellung auf den Almen seit dem Jahr 2000 bei.

Am 13.06.2014 Ubermittelte der BeschwerdefUhrer der zustandigen Bezirksbauernkammer eine "Erkldrung des
Auftreibers gemal3 8 8i MOG" betreffend die XXXX und die XXXX Am 13.06.2014 tbermittelte der Beschwerdeflhrer
der zustandigen Bezirksbauernkammer eine "Erklarung des Auftreibers gemal Paragraph 8 i, MOG" betreffend die
rémisch 40 und die rémisch 40 .

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der Beschwerdefihrer stellte einen Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr 2008 und beantragte u.a. die
Gewdhrung der EBP fur das Antragsjahr 2008 fur in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher
konkretisierte Flachen. Der Beschwerdeflihrer ist Auftreiber auf die XXXX , die XXXX und die XXXX , flr die ebenfalls
Mehrfachantrage-Flachen gestellt wurden. Dabei wurde in der Beilage Fldchennutzung fur die XXXX eine
Almfutterflache von 369,21 ha, fur die Baumgartenalm eine Almfutterflache von 39,85 ha und fur die XXXX eine
Almfutterflache von 18,18 ha angegeben.Der Beschwerdeflhrer stellte einen Mehrfachantrag-Flachen fur das
Antragsjahr 2008 und beantragte u.a. die Gewahrung der EBP flr das Antragsjahr 2008 fiir in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefiihrer ist Auftreiber auf die romisch
40 , die rémisch 40 und die romisch 40, fur die ebenfalls Mehrfachantrage-Flachen gestellt wurden. Dabei wurde in der
Beilage Flachennutzung fir die rémisch 40 eine Almfutterfliche von 369,21 ha, fur die Baumgartenalm eine
Almfutterflache von 39,85 ha und fir die rémisch 40 eine Almfutterflache von 18,18 ha angegeben.

Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2008 wurde dem Beschwerdefiihrer fir das Antragsjahr 2008 eine EBP in Hohe von
EUR 1.309,25 gewahrt, ein Betrag in H6he von EUR 68,91 (5 %) wurde im Rahmen der Modulation abgezogen. Dabei
wurde eine beantragte Gesamtflache von 16,25 ha (davon anteilige Almfutterflache von 9,06 ha) zugrunde gelegt, dies
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bei 17,06 vorhandenen flachenbezogenen Zahlungsansprichen. Die ermittelte Gesamtflache und die ermittelte
Almfutterflache entsprachen den beantragten Flachen. Zur Auszahlung gelangten somit 16,25 flachenbezogene
Zahlungsansprtiche.

Eine Vor-Ort-Kontrolle der AMA am 28.11.2012 auf der XXXX ergab fur das Antragsjahr 2008 eine tatsachliche
Almfutterflache von 12,75 ha, beantragt waren 18,18 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 5,43 ha.Eine Vor-
Ort-Kontrolle der AMA am 28.11.2012 auf der rémisch 40 ergab fir das Antragsjahr 2008 eine tatsachliche
Almfutterflache von 12,75 ha, beantragt waren 18,18 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 5,43 ha.

Eine Vor-Ort-Kontrolle der AMA am 22.07.2013 auf der XXXX ergab fur das Antragsjahr 2008 eine tatsachliche
Almfutterflache von 236,08 ha, beantragt waren 369,21 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 133,13 ha.Eine
Vor-Ort-Kontrolle der AMA am 22.07.2013 auf der rémisch 40 ergab fir das Antragsjahr 2008 eine tatsachliche
Almfutterflache von 236,08 ha, beantragt waren 369,21 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 133,13 ha.

Mit dem angefochtenen Abdnderungsbescheid vom 30.10.2013 wurde dem Beschwerdeflhrer fur das Antragsjahr
2008 eine Betriebspramie in H6he von nur mehr EUR 1.138,45 gewahrt und eine Rickforderung in Hohe von EUR
170,80 ausgesprochen, ein Betrag in Hohe von EUR 59,92 (5 %) wurde im Rahmen der Modulation abgezogen.

Es wird festgestellt, dass im Jahr 2008 auf Grundlage der Vor-Ort-Kontrolle vom 22.07.2013 die anteilige
Almfutterflache statt der beantragten 9,06 ha nur 6,94 ha betrug. Die beantragte Gesamtfldche betrug 16,25 ha, die
ermittelte Gesamtflache betrug - unter Bericksichtigung der vorhandenen 17,06 Zahlungsanspriche - 14,13 ha. Somit
ergibt sich fir den Beschwerdeflihrer eine Flachendifferenz von 2,12 ha. Es wurden daher Flachenabweichungen von
Uber 3 % oder Uber 2 ha und bis hochstens 20 % festgestellt, somit hatte der Beihilfebetrag um das Doppelte der
Differenzflache geklrzt werden mussen. Im angefochtenen Bescheid wurde jedoch - aufgrund der Annahme des
Verstreichens der vierjahrigen Verjahrungsfrist gemaR Art. 73 Abs. 6 VO (EG) Nr. 796/2004 - ausdricklich keine
(zusatzliche) Sanktion - in Form der Kirzung der Beihilfe - verhangt.Es wird festgestellt, dass im Jahr 2008 auf
Grundlage der Vor-Ort-Kontrolle vom 22.07.2013 die anteilige Almfutterflache statt der beantragten 9,06 ha nur 6,94
ha betrug. Die beantragte Gesamtflache betrug 16,25 ha, die ermittelte Gesamtflache betrug - unter BerUcksichtigung
der vorhandenen 17,06 Zahlungsanspriche - 14,13 ha. Somit ergibt sich fur den Beschwerdefihrer eine
Flachendifferenz von 2,12 ha. Es wurden daher Flachenabweichungen von tber 3 % oder Uber 2 ha und bis hdchstens
20 % festgestellt, somit hatte der Beihilfebetrag um das Doppelte der Differenzflache geklrzt werden muissen. Im
angefochtenen Bescheid wurde jedoch - aufgrund der Annahme des Verstreichens der vierjahrigen Verjahrungsfrist
gemal Artikel 73, Absatz 6, VO (EG) Nr. 796 aus 2004, - ausdrlcklich keine (zusatzliche) Sanktion - in Form der Kirzung
der Beihilfe - verhangt.

Diese FlichenausmaRe werden vom Bundesverwaltungsgericht, in Ubereinstimmung mit der belangten Behérde,
seiner Entscheidung zu Grunde gelegt.

2. Beweiswirdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus den Akten des Verwaltungsverfahrens und blieb sowohl im Verwaltungsverfahren als
auch im Beschwerdeverfahren dem Grunde nach unbestritten.

Belege fur die Unrichtigkeit der Ergebnisse der von der belangten Behdrde vorgenommenen Vor-Ort-Kontrollen
wurden vom Beschwerdeflhrer im Verfahren nicht vorgelegt; das Ergebnis dieser Vor-Ort-Kontrollen wurde vom
Beschwerdefiihrer in der Beschwerde auch nicht substantiiert bestritten. Auch liegen keine von Amts wegen
aufzugreifenden Anhaltspunkte vor, die ausreichenden Grund fir die Annahme bdéten, dass das Ergebnis der Vor-Ort-
Kontrollen unzutreffend ware, weshalb das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrollen als erwiesen anzusehen ist.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu A)
Rechtsgrundlagen:

Art. 22 Abs. 1 der VO (EG) 1782/2003 des Rates vom 29.09.2003 mit gemeinsamen Regeln fur Direktzahlungen im
Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG) Nr.
1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG)



Nr. 2529/2001, (ABI. L 270, 21.10.2003, p.1), (VO (EG) 1782/2003) lautet:Artikel 22, Absatz eins, der VO (EG) 1782 aus
2003, des Rates vom 29.09.2003 mit gemeinsamen Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der
Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452 aus 2001,, (EG) Nr. 1453 aus 2001,, (EG) Nr. 1454 aus 2001,, (EG) Nr.
1868/94, (EG) Nr. 1251 aus 1999,, (EG) Nr. 1254 aus 1999,, (EG) Nr. 1673 aus 2000,, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529
aus 2001,, Amtsblatt L 270, 21.10.2003, p.1), (VO (EG) 1782 aus 2003,) lautet:

"Artikel 22
Beihilfeantrage

(1) Soweit anwendbar muss jeder Betriebsinhaber fur die unter das integrierte System fallenden Direktzahlungen jedes
Jahr einen Antrag mit gegebenenfalls folgenden Angaben einreichen:

e Strichaufzahlung
alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs,

e Strichaufzahlung
im Falle eines Antrags auf die in Titel IV Kapitel 10b vorgesehene Beihilfe fir Olivenhaine, oder wenn ein
Mitgliedstaat die Méglichkeit nach Artikel 20 Absatz 3 nutzt, die Anzahl und den Standort der Olb&dume auf der
Parzelle,im Falle eines Antrags auf die in Titel romisch vier Kapitel 10b vorgesehene Beihilfe fir Olivenhaine, oder
wenn ein Mitgliedstaat die Méglichkeit nach Artikel 20 Absatz 3 nutzt, die Anzahl und den Standort der Olbdume
auf der Parzelle,

e Strichaufzahlung
Anzahl und Héhe der Zahlungsanspruche,

e Strichaufzahlung
alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind."

Gemal Art. 43 und 44 der VO (EG) 1782/2003 erhalt der Betriebsinhaber Zahlungsanspruche, die er gemeinsam mit
landwirtschaftlicher Flache nutzen kann. Der Betriebsinhaber meldet dafir die Parzellen an, die der beihilfefahigen
Flache fir jeden Zahlungsanspruch entsprechen.GemaR Artikel 43 und 44 der VO (EG) 1782 aus 2003, erhalt der
Betriebsinhaber Zahlungsanspriiche, die er gemeinsam mit landwirtschaftlicher Flache nutzen kann. Der
Betriebsinhaber meldet dafiir die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Flache fur jeden Zahlungsanspruch
entsprechen.

Art. 2 Abs. 22, 12, 19, 22, 23 Abs. 1, 50, 51, 68 und 73 der VO (EG) Nr. 796/2004 der Kommission vom 21.04.2004 mit
Durchfiihrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystem gemal den Verordnungen (EG) Nr. 1782/2003 und (EG) Nr. 73/2009 des Rates sowie
mit Durchfihrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen gemafR der Verordnung (EG) Nr.
479/2008 des Rates, ABI. L 141 vom 30.4.2004, S. 18, (VO (EG) 796/2004), lauten auszugsweise:Artikel 2, Absatz 22, 12,
19, 22, 23, Absatz eins, 50, 51, 68 und 73 der VO (EG) Nr. 796 aus 2004, der Kommission vom 21.04.2004 mit
Durchfiihrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystem gemaR den Verordnungen (EG) Nr. 1782 aus 2003, und (EG) Nr. 73 aus 2009, des
Rates sowie mit Durchfiihrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen gemal3 der Verordnung
(EG) Nr. 479 aus 2008, des Rates, Amtsblatt L 141 vom 30.4.2004, S. 18, (VO (EG) 796 aus 2004,), lauten auszugsweise:

"Artikel 2

[..]

22. "Ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften fur die Beihilfegewdhrung festgelegten Voraussetzungen
genlgt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden
Zahl von Zahlungsanspruchen als ermittelte Flache zu betrachten;"

"Artikel 12

Inhalt des Sammelantrags



(1) Der Sammelantrag muss alle zur Feststellung der Beihilfefahigkeit erforderlichen Informationen enthalten,
insbesondere

a) die Identifizierung des Betriebsinhabers;
b) die betreffenden Beihilferegelungen;

c) die Identifizierung der Zahlungsanspriche entsprechend dem lIdentifizierungs- und Registrierungssystem gemaf}
Artikel 7 im Rahmen der Betriebspramienregelung;

d) die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache
ausgedruckt in Hektar mit zwei Dezimalstellen, ihre Lage und gegebenenfalls ihre Nutzung mit dem Hinweis, ob die

Parzelle bewassert wird;

[...]

f) eine Erklarung des Betriebsinhabers, dass er von den Voraussetzungen fur die Gewahrung der betreffenden
Beihilfen Kenntnis genommen hat."

"Artikel 19
Berichtigung offensichtlicher Irrtimer

Unbeschadet der Artikel 11 bis 18 kann ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn
die zustandige Behdrde offensichtliche Irrtimer anerkennt.”

"Artikel 22
Ricknahme von Beihilfeantragen
(1) Ein Beihilfeantrag kann jederzeit schriftlich ganz oder teilweise zuriickgenommen werden. [...]

Hat die zustandige Behdrde den Betriebsinhaber jedoch bereits auf UnregelmaRigkeiten im Beihilfeantrag hingewiesen
oder ihn von ihrer Absicht unterrichtet, eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufihren, und werden bei dieser Kontrolle
Unregelmaligkeiten festgestellt, so konnen die von einer UnregelmaRigkeit betroffenen Teile des Beihilfeantrags nicht

zuriickgenommen werden.

(2) Ricknahmen nach Absatz 1 versetzen den Antragsteller wieder in die Situation, in der er sich vor Einreichung des
betreffenden Antrags oder Antragsteils befand."

"Artikel 23
Allgemeine Grundsatze

(1) Die in dieser Verordnung geregelten Verwaltungskontrollen und Vor-Ort-Kontrollen werden so durchgefuhrt, dass
zuverlassig gepruft werden kann, ob die Voraussetzungen fur die Gewahrung der Beihilfen und die Anforderungen und
Standards fur die anderweitigen Verpflichtungen eingehalten wurden."

"Artikel 50
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...], die ermittelte Flache
einer Kulturgruppe utber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags
die angemeldete Flache berucksichtigt.

(2) Ergibt sich bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung eine Abweichung zwischen den
angemeldeten Zahlungsansprichen und der angemeldeten Flache, so wird fir die Berechnung der Zahlung die
niedrigere der beiden GroRen zugrunde gelegt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...], die im Sammelantrag
angegebene Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemaRd
den Artikeln 51 und 53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe
ermittelten Flache berechnet.

Unbeschadet von Artikel 29 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 wird jedoch im Falle, dass die Differenz zwischen der



ermittelten Gesamtflache und der fur Zahlungen im Rahmen von Beihilferegelungen gemaf den Titeln Ill, IV und IVa
der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 angemeldeten Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit
der angemeldeten Fléche gleichgesetzt. Fiir diese Berechnung werden nur Ubererkldrungen auf Kulturgruppenebene
berucksichtigt.Unbeschadet von Artikel 29 der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, wird jedoch im Falle, dass die
Differenz zwischen der ermittelten Gesamtflache und der fir Zahlungen im Rahmen von Beihilferegelungen gemaf
den Titeln rémisch drei, rdmisch vier und rémisch vier a der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, angemeldeten
Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der angemeldeten Fldche gleichgesetzt. Fur diese
Berechnung werden nur Ubererklarungen auf Kulturgruppenebene beriicksichtigt.

Die Bestimmung von Unterabsatz 2 gilt nicht, wenn diese Differenz mehr als 20 % der fur Zahlungen angemeldeten
Gesamtflache betragt.

[..]"
"Artikel 51
Karzungen und Ausschliisse in Fallen von Ubererkldrungen

(1) Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache flr die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...],
Uber der gemal? Artikel 50 Absatze 3 und 5 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf
der Grundlage der ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die
Differenz Uber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flachenbezogene
Beihilfe gewahrt.

Belduft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des Betrags, der
der Differenz zwischen der angegebenen Flache und der gemdaR3 Artikel 50 Absatze 3 und 5 der vorliegenden
Verordnung ermittelten Flache entspricht, von der Beihilfegewdhrung auszuschlieBen. [...]

(2a) Hat ein Betriebsinhaber mehr Flache als Zahlungsanspriche gemeldet und erflllt die gemeldete Flache alle
anderen Beihilfebedingungen, so finden die in Absatz 1 genannten Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung.

Hat ein Betriebsinhaber mehr Flache als Zahlungsanspriiche gemeldet und erfullt die gemeldete Flache alle anderen
Beihilfebedingungen nicht, so ist die in Absatz 1 genannte Differenz die Differenz zwischen der Flache, die alle anderen
Beihilfebedingungen erfillt, und dem Betrag der gemeldeten Zahlungsverpflichtungen."

"Artikel 68
Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse

(1) Die in Kapitel | vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.(1) Die in
Kapitel rémisch eins vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.

(2) Die in Kapitel | vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung auf die betreffenden Teile des
Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zustdndige Behorde schriftlich darlber informiert, dass der
Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der Betriebsinhaber hat von der
Absicht der zustéandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufiihren, oder die zustandige
Behorde hat den Betriebsinhaber bereits Uber UnregelmaRigkeiten in Bezug auf den Beihilfeantrag unterrichtet.(2) Die
in Kapitel rémisch eins vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung auf die betreffenden Teile
des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zustdndige Behdrde schriftlich dartber informiert, dass der
Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der Betriebsinhaber hat von der
Absicht der zusténdigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufiihren, oder die zustandige
Behorde hat den Betriebsinhaber bereits Uber UnregelmaRigkeiten in Bezug auf den Beihilfeantrag unterrichtet.

Die nach Unterabsatz 1 erfolgte Mitteilung des Betriebsinhabers fuhrt zu einer Anpassung des Beihilfeantrags an die
tatsachliche Situation."

"Artikel 73



Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betragen ist der Betriebsinhaber zur Rickzahlung dieser Betrage zuziglich der gemald
Absatz 3 berechneten Zinsen verpflichtet.

[...]

(4) Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemal3 Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behdrde oder einer anderen Behdrde zurlickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwdlf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist.

(5) Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemal Absatz 1 gilt nicht, wenn zwischen dem Tag der Zahlung der Beihilfe und
dem Tag, an dem der Beglnstigte von der zustandigen Behorde erfahren hat, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt

wurde, mehr als zehn Jahre vergangen sind.

Der in Unterabsatz 1 genannte Zeitraum wird jedoch auf vier Jahre verkirzt, wenn der Begunstigte in gutem Glauben
gehandelt hat.

(6) Fur Betrage, die aufgrund von Kirzungen und Ausschlissen gemald den Bestimmungen des Artikels 21 und des
Titels IV zurlckgezahlt werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.(6) Fur Betrage, die aufgrund von
Kirzungen und Ausschlissen gemald den Bestimmungen des Artikels 21 und des Titels rémisch vier zurtickgezahlt

werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.
(7) Die Absatze 4 und 5 gelten nicht bei Vorschussen."

Art. 3 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 Uber den Schutz der finanziellen
Interessen der Europaischen Gemeinschaften lautet:Artikel 3, der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates
vom 18. Dezember 1995 Uber den Schutz der finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften lautet:

"Artikel 3

(1) Die Verjahrungsfrist fur die Verfolgung betragt vier Jahre ab Begehung der UnregelmaRigkeit nach Artikel 1 Absatz
1. Jedoch kann in den sektorbezogenen Regelungen eine klrzere Frist vorgesehen werden, die nicht weniger als drei
Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten beginnt die Verjahrungsfrist an dem Tag, an dem die
Unregelmaligkeit beendet wird. Bei den mehrjahrigen Programmen lauft die Verjahrungsfrist auf jeden Fall bis zum
endgultigen Abschlul3 des Programms.

Die Verfolgungsverjahrung wird durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zustandigen Behorde unterbrochen. Nach jeder eine Unterbrechung bewirkenden Handlung

beginnt die Verjahrungsfrist von neuem.

Die Verjahrung tritt jedoch spatestens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die
Verjahrungsfrist, ablauft, ohne dal3 die zustandige Behdrde eine Sanktion verhangt hat; ausgenommen sind die Falle,

in denen das Verwaltungsverfahren gemal Artikel 6 Absatz 1 ausgesetzt worden ist."
Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:

Das nicht substantiiert bestrittene Ergebnis der Vor-Ort-Kontrollen ist, wie sich aus den Feststellungen und der

Beweiswurdigung ergibt, nicht zu beanstanden.

Im vorliegenden Fall wurde fur das Antragsjahr 2008 bei einer beantragten Gesamtflache im Ausmal von 16,25 ha
(unter Einschluss der beantragten anteiligen Almfutterfliche von 9,06 ha) und bei 14,13 ausbezahlten
flachenbezogenen Zahlungsanspriichen, - unter BerUcksichtigung der vorhandenen 17,06 Zahlungsanspriche - eine
ermittelte Flache im Ausmall von tatsachlich gesamt 14,13 ha (unter Einschluss der festgestellten anteiligen
Almfutterflache von 6,94



ha) zugrunde gelegt; unter Bertcksichtigung der dem Beschwerdefihrer zur Verfligung stehenden Zahlungsanspruche
wurde eine Differenzflache von 2,12 ha festgestellt. Dies entspricht einem Abweichungsprozentsatz von Uber 3 % und
bis héchstens 20 % bezogen auf die ermittelte Flache.

Der Beihilfebetrag hatte daher grundsatzlich um das Doppelte der Differenzflache gekirzt werden mussen. Von der
Flachensanktion fur das Antragsjahr 2008 wurde von der belangten Behorde jedoch aufgrund der Annahme des
Verstreichens der vierjdhrigen Verjahrungsfrist gemal3 Art. 73 Abs. 6 VO (EG) Nr. 796/2004 abgesehen. Da keine
Sanktion verhangt wurde, ist auf die Ausfihrungen in der Beschwerde, soweit sie sich auf eine Sanktion beziehen,
nicht einzugehen.Der Beihilfebetrag hatte daher grundsatzlich um das Doppelte der Differenzflache gekurzt werden
mussen. Yon der Flachensanktion fiir das Antragsjahr 2008 wurde von der belangten Behérde jedoch aufgrund der
Annahme des Verstreichens der vierjahrigen Verjahrungsfrist gemal Artikel 73, Absatz 6, VO (EG) Nr. 796 aus 2004,
abgesehen. Da keine Sanktion verhangt wurde, ist auf die Ausfihrungen in der Beschwerde, soweit sie sich auf eine

Sanktion beziehen, nicht einzugehen.

Wie der BeschwerdefUhrer in der Beschwerde selbst anfuhrt, ist der Almbewirtschafter Verwalter und
Prozessbevollmdachtigter des Almauftreibers, der u.a. auch zur Antragstellung fir den Auftreiber bevollmachtigt ist. Die
Einbringung der Beihilfeantrage fir die gegenstandlichen Almen sind dem Beschwerdeflihrer daher zuzurechnen
(VWGH 17.06.2009, 2008/17/0224; 11.12.2009, 2007/17/0195).

Das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrollen ist, wie bereits erwahnt, nicht zu beanstanden. Der Beschwerdefihrer hat nicht
ausreichend konkret dargelegt, auf Grund welcher Umstande das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrollen von der Behérde
nicht hatte verwendet werden durfen. Die allgemein gehaltenen Hinweise auf die Problematik bei der Ermittlung der
Almflachen kénnen konkrete Hinweise auf die dem Ermittlungsorgan allenfalls unterlaufenen Fehlbeurteilungen bei
den im Beschwerdefall vorgenommenen Vor-Ort-Kontrollen nicht ersetzen (VWGH 17.11.2014, 2013/17/0111). Den
Beschwerdefihrer trifft die Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten FlachenausmalBe (VWGH
09.09.2013, 2011/17/0216). Auch der Umstand, dass die Behdrde zunachst die Flachenangaben der antragstellenden
Partei ihrem Bescheid zu Grunde legte, steht einer Abanderung des entsprechenden Bescheides nach Feststellung der
objektiven Ausmalle der beantragten Flachen und einer allfdlligen Anwendung der in der VO (EG) 796/2004
vorgesehenen Sanktionen nicht entgegen (VwWGH 20.07.2011, 2007/17/0164).Das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrollen ist,
wie bereits erwahnt, nicht zu beanstanden. Der Beschwerdefuhrer hat nicht ausreichend konkret dargelegt, auf Grund
welcher Umstande das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrollen von der Behdrde nicht hatte verwendet werden dirfen. Die
allgemein gehaltenen Hinweise auf die Problematik bei der Ermittlung der Almflachen kénnen konkrete Hinweise auf
die dem Ermittlungsorgan allenfalls unterlaufenen Fehlbeurteilungen bei den im Beschwerdefall vorgenommenen Vor-
Ort-Kontrollen nicht ersetzen (VWGH 17.11.2014, 2013/17/0111). Den Beschwerdefiihrer trifft die Verantwortung fr
die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmalfe (VWGH 09.09.2013, 2011/17/0216). Auch der Umstand, dass
die Behorde zunachst die Flachenangaben der antragstellenden Partei ihrem Bescheid zu Grunde legte, steht einer
Abanderung des entsprechenden Bescheides nach Feststellung der objektiven Ausmalie der beantragten Flachen und
einer allfalligen Anwendung der in der VO (EG) 796 aus 2004, vorgesehenen Sanktionen nicht entgegen (VWGH
20.07.2011, 2007/17/0164).

Insoweit der Beschwerdefiihrer im Hinblick auf die Frage der RechtmaRigkeit einer Rickforderung auf eine Verjahrung
wegen guten Glaubens und damit auf mangelndes Verschulden an der Uberhdéhten Beantragung abzielt, so ist
zunachst darauf hinzuweisen, dass nach den angefiihrten Rechtsvorschriften die Auszahlung der Einheitlichen
Betriebspramie auf Grundlage eines Antrages des Beihilfeempfangers erfolgt. Eine Vor-Ort-Kontrolle hat eine
Reduktion der Almfutterflache ergeben. Das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle wurde nicht substantiiert bestritten. Die
Behorde war daher nach Art. 73 der VO (EG) 796/2004 verpflichtet, jenen Betrag, der aufgrund des urspringlich
eingereichten Antrages zuerkannt worden war, der aber den nunmehr zustehenden Betrag Ubersteigt,
zurlckzufordern (vgl. VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216).Insoweit der Beschwerdefiihrer im Hinblick auf die Frage der
RechtmaRigkeit einer Ruckforderung auf eine Verjahrung wegen guten Glaubens und damit auf mangelndes
Verschulden an der Uberhdhten Beantragung abzielt, so ist zunachst darauf hinzuweisen, dass nach den angefihrten
Rechtsvorschriften die Auszahlung der Einheitlichen Betriebspramie auf Grundlage eines Antrages des
Beihilfeempfangers erfolgt. Eine Vor-Ort-Kontrolle hat eine Reduktion der Almfutterflache ergeben. Das Ergebnis der
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Vor-Ort-Kontrolle wurde nicht substantiiert bestritten. Die Behorde war daher nach Artikel 73, der VO (EG) 796 aus
2004, verpflichtet, jenen Betrag, der aufgrund des urspringlich eingereichten Antrages zuerkannt worden war, der
aber den nunmehr zustehenden Betrag Ubersteigt, zurlckzufordern vergleiche VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216).

Was nun im Konkreten das Vorbringen in der Beschwerde betrifft, die beihilfefahige Flache sei nach bestem Wissen
und Gewissen und mit der notwendigen Sorgfalt nach den ortlichen Verhaltnissen beantragt und die Feststellungen im
Einzelfall fachlich begrindet, sollte sich die Beantragung trotzdem als falsch erweisen, kénne der antragstellenden
Partei der Vorwurf einer fahrlassigen oder gar vorsatzlich falschen Beantragung nicht gemacht werden, es treffe die
antragstellende Partei daher an einer allfilligen Uberbeantragung von Almfutterflichen kein Verschulden im Sinne des
Art. 73 Abs. 1 der VO (EG) 1122/2009 iVm § 9 Abs. 2 INVEKOS-GIS-V 2011, Kirzungen und Ausschlisse seien nicht
anzuwenden, so ist darauf hinzuweisen, dass den Beschwerdefiihrer die Verantwortung fir die Richtigkeit der von ihm
beantragten FlachenausmaRe trifft (VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216).Was nun im Konkreten das Vorbringen in der
Beschwerde betrifft, die beihilfefdhige Flache sei nach bestem Wissen und Gewissen und mit der notwendigen Sorgfalt
nach den ortlichen Verhéaltnissen beantragt und die Feststellungen im Einzelfall fachlich begriindet, sollte sich die
Beantragung trotzdem als falsch erweisen, kénne der antragstellenden Partei der Vorwurf einer fahrldssigen oder gar
vorsatzlich falschen Beantragung nicht gemacht werden, es treffe die antragstellende Partei daher an einer allfalligen
Uberbeantragung von Almfutterflachen kein Verschulden im Sinne des Artikel 73, Absatz eins, der VO (EG) 1122 aus
2009, in Verbindung mit Paragraph 9, Absatz 2, INVEKOS-GIS-V 2011, Kirzungen und Ausschlisse seien nicht
anzuwenden, so ist darauf hinzuweisen, dass den Beschwerdefihrer die Verantwortung fir die Richtigkeit der von ihm
beantragten FlachenausmaRe trifft (vwGH 09.09.2013, 2011/17/0216).

Es ist in diesem Zusammenhang anzumerken, dass Art. 58 VO (EU) 1306/2013 und ahnlich bisher Art. 9 der VO (EG)
1290/2005 die Mitgliedstaaten verpflichten, im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und
Verwaltungsvorschriften sowie alle sonstigen MaBnahmen zu erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen
Interessen der Union zu gewahrleisten, insbesondere auch zu Unrecht gezahlte Betrage zuzlglich Zinsen
wiedereinzuziehen und wenn notwendig entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten. Dies wurde auch in Art. 73 Abs.
1 VO (EG) 796/2004 festgelegt. Aus Vorgangerbestimmungen leitete der Europdische Gerichtshof das unbedingte
Gebot der Ruckforderung von zu Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-
304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht
unberucksichtigt bleiben dirfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis vom 09.09.2013,
2011/17/0216, neuerlich ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehdérden insbesondere berechtigt und verpflichtet sind,
die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die Betriebspramien in
einer bestimmten Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzuandern.Es ist in diesem
Zusammenhang anzumerken, dass Artikel 58, VO (EU) 1306 aus 2013, und ahnlich bisher Artikel 9, der VO (EG) 1290
aus 2005, die Mitgliedstaaten verpflichten, im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und
Verwaltungsvorschriften sowie alle sonstigen MalBnahmen zu erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen
Interessen der Union zu gewadhrleisten, insbesondere auch zu Unrecht gezahlte Betrage zuzlglich Zinsen
wiedereinzuziehen und wenn notwendig entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten. Dies wurde auch in Artikel 73,
Absatz eins, VO (EG) 796 aus 2004, festgelegt. Aus Vorgangerbestimmungen leitete der Europdische Gerichtshof das
unbedingte Gebot der Ruckforderung von zu Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den Vorjahren, ab (EuGH
19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass aktuelle
Kontrollergebnisse nicht unberlcksichtigt bleiben durfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis
vom 09.09.2013, 2011/17/0216, neuerlich ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehdrden insbesondere berechtigt und
verpflichtet sind, die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die
Betriebspramien in einer bestimmten Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzuandern.

Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Art. 73 Abs. 4 VO (EG) 796/2004 geregelten Grundsatz des
Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rlckforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behdérdenirrtum vor, weil fehlerhafte
Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den Antragsteller die
Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmalle trifft, ist es an ihm gelegen, in
Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 7.10.2013,
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2013/17/0541). Dass der Beschwerdefiihrer dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat, wurde von
ihm nicht belegt.Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Artikel 73, Absatz 4, VO (EG) 796 aus 2004, geregelten
Grundsatz des Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rickforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der
vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behd&rdenirrtum vor, weil
fehlerhafte Fldchenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den
Antragsteller die Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmale trifft, ist es an ihm
gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwGH
7.10.2013, 2013/17/0541). Dass der Beschwerdeflhrer dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat,
wurde von ihm nicht belegt.

Nicht einzugehen war auf den Einwand beziiglich der Saldierung der Uber- und Untererklarungen oder den Einwand
bezlglich der Nichtbericksichtigung von Landschaftselementen, da der Beschwerdeflhrer es unterldsst darzulegen,
zu welchem anderen Ergebnis die Bericksichtigung dieser Gegebenheiten hatte fihren kénnen (vgl. VwGH 07.10.2013,
2012/17/0165; 17.11.2014,2013/17/0111) und er auch nicht konkret vorbringt, welche Landschaftselemente im
angefochtenen Bescheid konkret nicht berticksichtigt wurden und in welcher Weise diese zu berlicksichtigen gewesen
waéren.Nicht einzugehen war auf den Einwand beziiglich der Saldierung der Uber- und Untererklarungen oder den
Einwand beziglich der Nichtbertcksichtigung von Landschaftselementen, da der Beschwerdeflhrer es unterlasst
darzulegen, zu welchem anderen Ergebnis die Berlcksichtigung dieser Gegebenheiten hatte fihren kénnen vergleiche
VwGH  07.10.2013, 2012/17/0165; 17.11.2014,2013/17/0111) und er auch nicht konkret vorbringt, welche
Landschaftselemente im angefochtenen Bescheid konkret nicht bericksichtigt wurden und in welcher Weise diese zu
berlcksichtigen gewesen waren.

Der BeschwerdefUhrer bringt vor, es liege ein Irrtum der Behorde vor, da diese bei friheren Vor-Ort-Kontrollen zu
anderen, hoheren Flachenfeststellungen gelangt sei und sich der Antragsteller daran orientiert und darauf vertraut
habe. Der Grundsatz des Vertrauensschutzes sieht den Entfall der Rickforderung vor, wenn ein Behdrdenirrtum
vorliegt, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt jedoch auch auf
Grund des klaren Wortlautes der Bestimmung kein Behdrdenirrtum vor, weil fehlerhafte Flachenangaben in die Sphare
des Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12). Ein gutglaubiger Erwerb der zu Unrecht
ausbezahlten Forderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da die hier skizzierte Bestimmung den
Vertrauensschutz abschlieRend regelt (BVerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B 117.04).

Der Beschwerdeflhrer geht in seiner Beschwerde weiters von einem Irrtum der Behorde aus, weil sich die
Messsysteme gedndert hatten. Es trifft aber nicht zu, dass sich die relevante Futterfliche allein durch die Anderung
des Messsystems ohne Verdnderungen des Naturzustandes und ohne Anderungen der Bewirtschaftungsverhéltnisse
gedndert habe:

Nach den oben angeflhrten Rechtsvorschriften ist jedoch nur die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit
Baumen bestandene Flachen kénnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter
denselben Bedingungen moglich ist wie auf Fldchen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung
nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verfligung, der die Ermittlung der
Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden”). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung
des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche unter Biumen, eine Abschitzung in Prozentschritten
vorgeschlagen. Fur die Feststellung der nach Abzug der Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven
Flachen, wie beispielsweise Gerdlliflachen, wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller
blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen zu beantragen (vgl. Pkt. 4 des Almleitfadens). Im Jahr 2010
stellte die AMA fur die Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (= nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein
Berechnungsmodell zur Verfiigung, bei dem nach Abschitzung des Uberschirmungsgrades die Abschitzung der
brigen unproduktiven Fliche in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dabei handelte es sich nicht um eine Anderung eines
Messsystems oder der Messgenauigkeit. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte mit der verpflichtenden
Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Inwiefern daraus dem
Beschwerdefiihrer ein Nachteil erwachsen ist, ware aber in der Beschwerde konkret darzulegen gewesen. Die
Beschwerde enthdlt keine konkreten Angaben, bei welchen Schlagen sich Abweichungen ausschlie3lich durch den
neuen NLN-Faktor ergeben hatten.Nach den oben angefihrten Rechtsvorschriften ist jedoch nur die tatsachlich
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genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen kénnen nur insoweit beantragt werden, als auf
ihnen die Nutzung der Futterflaiche unter denselben Bedingungen mdglich ist wie auf Flachen, die nicht
baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000
einen Leitfaden zur Verfigung, der die Ermittlung der Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden”). In
diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche
unter Baumen, eine Abschatzung in Prozentschritten vorgeschlagen. Fir die Feststellung der nach Abzug der
Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven Flachen, wie beispielsweise Geréliflaichen, wurde keine
spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen
zu beantragen vergleiche Pkt. 4 des Almleitfadens). Im Jahr 2010 stellte die AMA fir die Berechnung des sogenannten
NLN-Faktors (= nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verfigung, bei dem nach
Abschatzung des Uberschirmungsgrades die Abschitzung der Gibrigen unproduktiven Flache in 10 %-Schritten erfolgen
konnte. Dabei handelte es sich nicht um eine Anderung eines Messsystems oder der Messgenauigkeit. Eine
verbesserte Messgenauigkeit erfolgte mit der verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der
Verbesserung der Luftbildqualitat. Inwiefern daraus dem Beschwerdeflihrer ein Nachteil erwachsen ist, wére aber in
der Beschwerde konkret darzulegen gewesen. Die Beschwerde enthalt keine konkreten Angaben, bei welchen
Schlagen sich Abweichungen ausschlie3lich durch den neuen NLN-Faktor ergeben hatten.

Das Vorbringen des Beschwerdeflihrers, gemaR Art. 19 VO (EG) 796/2004 bzw. Art. 21 VO (EG) 1122/2009 kdnne ein
Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn die zustdndige Behdrde offensichtliche
Irrtimer anerkenne, Uberzeugt nicht. Beim hier zu beurteilenden Beschwerdefall wurde ein grolReres
FutterflichenausmaR beantragt als die beantragte Alm tatsichlich umfasst, weshalb von einer Uberbeantragung
auszugehen ist. Diese war nicht ohne weiteres erkennbar, enthielt doch der der Behdrde erster Instanz vorliegende
Beihilfeantrag keinerlei Anhaltspunkte flr eine Erkennbarkeit einer irrtimlichen Angabe. Grundsatzliche
Voraussetzung fur die Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums ist die Widerspriichlichkeit des Antrages in sich, die
einem sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa Ziffernstlrze. Da auch sonst keine Umstande zu Tage
getreten sind, die der Behorde zur Zeit der Erledigung des Antrages bekannt waren oder hatten bekannt sein mussen,
aus denen ein Irrtum bei der Antragstellung ersichtlich gewesen ware, hat die belangte Behorde zutreffend
angenommen, dass Art. 19 VO (EG) Nr. 796/2004 nicht greift (vgl. VWGH 09.09.2013, 2011/17/0216; VWGH 26.03.2010,
2009/17/0069).Das Vorbringen des Beschwerdeflhrers, gemal Artikel 19, VO (EG) 796 aus 2004, bzw. Artikel 21, VO
(EG) 1122 aus 2009, kdnne ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn die zustandige
Behorde offensichtliche Irrtimer anerkenne, Uberzeugt nicht. Beim hier zu beurteilenden Beschwerdefall wurde ein
groReres Futterflichenausmall beantragt als die beantragte Alm tatsachlich umfasst, weshalb von einer
Uberbeantragung auszugehen ist. Diese war nicht ohne weiteres erkennbar, enthielt doch der der Behérde erster
Instanz vorliegende Beihilfeantrag keinerlei Anhaltspunkte fur eine Erkennbarkeit einer irrtimlichen Angabe.
Grundsatzliche Voraussetzung fur die Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums ist die Widersprichlichkeit des
Antrages in sich, die einem sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa Ziffernstlrze. Da auch sonst
keine Umstande zu Tage getreten sind, die der Behdrde zur Zeit der Erledigung des Antrages bekannt waren oder
hatten bekannt sein missen, aus denen ein Irrtum bei der Antragstellung ersichtlich gewesen ware, hat die belangte
Behorde zutreffend angenommen, dass Artikel 19, VO (EG) Nr. 796 aus 2004, nicht greift vergleiche VwGH 09.09.2013,
2011/17/0216; VWGH 26.03.2010, 2009/17/0069).

Dem Beschwerdefiihrer ist es in Anbetracht obiger Ausfuhrungen daher nicht gelungen darzulegen, dass ihn an der
fehlerhaften Beantragung kein Verschulden trifft, weshalb auch die Bestimmung des Art. 73 Abs. 5 VO (EG) 796/2004
nicht greift. Die Rickforderung ist daher schon aus diesem Grund nicht verjahrt, weshalb dahinstehen kann, ob durch
die durchgefihrten Vor-Ort-Kontrollen die Verjahrungsfrist zudem unterbrochen wurde (VwWGH 29.5.2015,
2012/17/0198), sodass auch nicht die vierjahrige Verjahrungsfrist fur die Ruckforderung abgelaufen ware. Daraus
ergibt sich, dass der Beschwerdefihrer den zu Unrecht an ihn gewdhrten Beihilfebetrag mangels eingetretener
Verjahrung jedenfalls zurtickzuerstatten hat.Dem Beschwerdeflhrer ist es in Anbetracht obiger Ausfuhrungen daher
nicht gelungen darzulegen, dass ihn an der fehlerhaften Beantragung kein Verschulden trifft, weshalb auch die
Bestimmung des Artikel 73, Absatz 5, VO (EG) 796 aus 2004, nicht greift. Die Ruckforderung ist daher schon aus diesem
Grund nicht verjahrt, weshalb dahinstehen kann, ob durch die durchgefihrten Vor-Ort-Kontrollen die Verjahrungsfrist
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zudem unterbrochen wurde (VWGH 29.5.2015, 2012/17/0198), sodass auch nicht die vierjahrige Verjahrungsfrist fur die
Ruckforderung abgelaufen ware. Daraus ergibt sich, dass der Beschwerdefuhrer den zu Unrecht an ihn gewahrten
Beihilfebetrag mangels eingetretener Verjahrung jedenfalls zurtickzuerstatten hat.

Was nun die vorliegenden Erklarungen des Auftreibers gemaf3g 8i Abs. 1 MOG vom 13.06.2014 betrifft, so enthalt der
durch die MOG-Novelle BGBI. | Nr. 47/2014 neu eingefugte 8 8i MOG 2007 die explizite Regelung, dass Kirzungen und
Ausschlisse gemal3 § 8i Abs. 1 MOG keine Anwendung finden, wenn fir den auftreibenden Betriebsinhaber keine
Umstande erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen
zweifeln lassen hatten koénnen. Eine Sanktion wurde seitens der AMA aber nicht verhdngt. Somit ist kein
Anwendungsbereich der genannten Bestimmung gegeben (vgl. auch BvwG 12.01.2016, W138 2104706-1).Was nun die
vorliegenden Erklarungen des Auftreibers gemal Paragraph 8 i, Absatz eins, MOG vom 13.06.2014 betrifft, so enthalt
der durch die MOG-Novelle Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 47 aus 2014, neu eingefligte Paragraph 8 i, MOG 2007 die
explizite Regelung, dass Kirzungen und Ausschliisse gemald Paragraph 8 i, Absatz eins, MOG keine Anwendung finden,
wenn flir den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des
Antragstellers der AlIm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten kdnnen. Eine Sanktion wurde seitens der AMA
aber nicht verhangt. Somit ist kein Anwendungsbereich der genannten Bestimmung gegeben vergleiche auch BVwG
12.01.2016, W138 2104706-1).

Die Entscheidung der AMA erfolgte somit zu Recht.

Vor diesem Hintergrund ertbrigt sich eine Entscheidung Uber den Antrag, der Beschwerde aufschiebende Wirkung

zuzuerkennen.

Zum Beweisantrag, es mogen dem Beschwerdefliihrer sdmtliche Prifberichte der kontrollierten Almen Ubermittelt
werden, ist festzustellen, dass samtliche Daten und Unterlagen, die Grundlage fur die Gewahrung der Beihilfe
darstellen, dem Almobmann online im Rahmen der Internet-Applikation INVEKOS-GIS zur Verfligung stehen, soweit
diese nicht ohnehin personlich zugestellt werden (8 11 INVEKOS-GIS-Verordnung 2009).Zum Beweisantrag, es mdgen
dem BeschwerdefUhrer samtliche Prifberichte der kontrollierten Almen Ubermittelt werden, ist festzustellen, dass
samtliche Daten und Unterlagen, die Grundlage fir die Gewahrung der Beihilfe darstellen, dem Almobmann online im
Rahmen der Internet-Applikation INVEKOS-GIS zur Verfligung stehen, soweit diese nicht ohnehin persénlich zugestellt
werden (Paragraph 11, INVEKOS-GIS-Verordnung 2009).

Der Antrag auf Erlassung eines Feststellungsbescheides betreffend die AlIm-Referenzflache geht im Hinblick auf die
standige Judikatur des VWGH ins Leere. Dieser hat die Zulassigkeit eines Feststellungsbescheides verneint, wenn die fur
die Feststellung maRgebende Rechtsfrage im Rahmen eines anderen gesetzlich vorgezeichneten
Verwaltungsverfahrens zu entscheiden ist, wobei insbesondere auch die Mdglichkeit der Erlassung eines
Leistungsbescheides der Zuldssigkeit eines Feststellungsbescheides entgegensteht (VwWGH vom 23.01.2014,
2013/07/0133 unter Verweis auf VWGH vom 25.04.1996,95/07/0216).

Von der Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung und eines Lokalaugenscheins konnte gegenstandlich abgesehen
werden, da das Verfahren ausschlief3lich rechtliche Fragen betrifft und die Tatsachenfeststellungen nicht substantiiert
bestritten wurden. Das Gericht konnte aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine
Verletzung von Art. 6 Abs. 1 MRK oder Art. 47 GRC bedeutet hatte (VwGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH
setzt offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems
(INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat (vgl. EUGH Urteil vom 27.06.2013, C-93/12
Agrokonsulting).Von der Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung und eines Lokalaugenscheins konnte
gegenstandlich abgesehen werden, da das Verfahren ausschlieBlich rechtliche Fragen betrifft und die
Tatsachenfeststellungen nicht substantiiert bestritten wurden. Das Gericht konnte aufgrund des schriftlichen
Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Artikel 6, Absatz eins, MRK oder Artikel 47, GRC bedeutet
hatte (VwWGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die Flachenermittiung im
Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos
zu erfolgen hat vergleiche EuGH Urteil vom 27.06.2013, C-93/12 Agrokonsulting).

Zu B) Unzulassigkeit der Revision

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemafld Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden. Die
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Revision ist nicht zuldssig, da im gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu |6sen war, der im Sinne des Art. 133
Abs. 4 B-VG grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwGH (siehe die zu
Punkt A angefihrte Rechtsprechung des VwWGH und des EuGH zu den in der Beschwerde angesprochenen
Punkten).Gemal Paragraph 25 a, Absatz eins, VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder
Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begriinden. Die Revision ist nicht zuldssig, da im gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu I6sen war, der im
Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung des VwWGH (siehe die zu Punkt A angefuihrte Rechtsprechung des VwGH und des EuGH zu den in der

Beschwerde angesprochenen Punkten).
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